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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (2. SprengÄndG) 


A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetz soll eine weitere Anpassung an die Richtlinie 93/ 15/EWG des 
Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das In- 
verkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke in 
deutsches Recht erfolgen und im Vollzug erkannte Probleme der Rechtsetzung 
beseitigt werden. Darüber hinaus sind die Bestimmungen über die Lagerung 
explosionsgefährlicher Stoffe auf Grund des Ergebnisses der Unfalluntersu- 
chung des Explosionsunglücks im niederländischen Enschede zu ergänzen. 


B. Lösung 

Im Rahmen eines Artikelgesetzes werden die Bestimmungen über das Identifi- 
kationszeichen, über das Verbringen, die Lagergruppenzuordnung und die 
Übergangsregelungen für Altzulassungen im Sprengstoffgesetz sowie in der 
Ersten und Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz angepasst und ergänzt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Ausführung des Gesetzes sind die Gemeinden nicht betroffen. Die 
vorgesehenen sachlichen Änderungen des Sprengstoffgesetzes sowie der Ersten 
und Zweiten Verordnung führen zu keiner wesentlichen Ausweitung der 
behördlichen Tätigkeiten beim Bund und bei den Ländern. Sie werden mittel- 
fristig einen effektiveren Vollzug und damit eher Kostenreduzierungen zur 
Folge haben. 
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E. Sonstige Kosten 

Die Anpassung der Übergangsbestimmungen für bis August 1998 zugelassene 
Explosivstoffe führt zu einer geringen Kostenentlastung für die Wirtschaft, da 
die Übergangsfrist für bereits produzierte Explosivstoffe einen längeren Ver- 
trieb ohne EG-Baumusterprüfung ermöglicht. Kosteneinsparungen sind auch 
mit dem Wegfall der Verpflichtung zur Aufbringung des Identifikations- 
zeichens verbunden. Auch die Änderung der Bestimmungen für die Lagergrup- 
penzuordnung ebenso wie die sonstigen Ändemngen führen zu keinen zusätz- 
lichen Kosten, da sie ausschließlich dem besseren Vollzug bereits bestehender 
Pflichten dienen. 

Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau sowie auf die Einzelpreise sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den/10. April 2002 


Herrn 

Wolfgang Thierse 
Präsident des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes und 
anderer Vorschriften (2. SprengÄndG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 774. Sitzung am 22. März 2002 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweites Gesetz zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (2. SprengÄndG)*)**) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sprengstoffgesetzes 

Das Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 17. April 1986 (BGBl. 1 S. 577), zuletzt geän- 
dert durch Artikel 138 der Verordnung vom 29. Oktober 
2001 (BGBl. I S. 2785), wird wie folgt geändert: 

1 . § 5a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „und Verwen- 
dungsbestimmungen“ gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 2 und 3 werden aufgehoben. 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bundesanstalt kann vom Erfordernis des Kon- 
formitätsnachweises nach Absatz 1 Satz 1 Ausnah- 
men zulassen zum Zwecke 

1 . der Ausfuhr auf Antrag des Herstellers, seines in 
einem Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtigten 
oder des Ausführers sowie 

2. der Vernichtung auf Antrag des Herstellers, seines 
in einem Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtig- 
ten oder des Vernichters, 

soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder Sach- 
gütern Beschäftigter oder Dritter gewährleistet ist. 
Das Verbot des Überlassens an andere außerhalb der 
Betriebsstätte nach Absatz 1 Satz 3 findet keine An- 
wendung im Falle der Nummer 2.“ 

d) Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. § 6 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Buchstabe c werden die Wörter „und einem Identi- 
fikationszeichen“ und „dieses Zeichens und“ gestri- 
chen. 

b) In Buchstabe d werden nach der Angabe „§ 5a 
Abs. 1,“ die Wörter „das Verfahren zur Vergabe einer 


*) Mit diesem Gesetz wird die Umsetzung der Richtlinie 93/15/EWG 
des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen 
über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für 
zivile Zwecke (ABI. EG Nr. L 121 S. 20, berichtigt im ABI. EG 
Nr. L 79 S. 34 vom 7. April 1995) in deutsches Recht ergänzt. 

**) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Nonnen und technischen Vorschriften 
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. 
EG Nr. L 2 1 7 S. 18), sind beachtet worden. 


Identifikationsnummer zum Zwecke der Registrie- 
rung, deren Bekanntmachung sowie der Zusammen- 
arbeit mit benannten Stellen anderer Mitgliedstaa- 
ten,“ eingefügt. 

3. § 13 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bedarf 
nicht, wer explosionsgefährliche Stoffe in den oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes einführt, ausführt 
oder verbringt oder durch den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes durchführt und keinen Wohnsitz, ständigen 
Aufenthaltsort oder keine Niederlassung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hat, sofern eine Person diese Stoffe 
begleitet, die einen Befähigungsschein nach § 20 besitzt 
oder die der Bund oder ein Land mit der Begleitung 
schriftlich beauftragt hat“. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Der Einführer oder Verbringer hat darüber hin- 
aus nachzuweisen, dass für die explosionsge- 
fährlichen Stoffe eine auf Grund einer Rechts- 
verordnung nach § 25 dieses Gesetzes vorge- 
schriebene Lager- und Verträglichkeitsgruppen- 
zuordnung durch die zuständige Stelle erfolgt ist; 
dies gilt nicht für die Einfuhr oder das Verbrin- 
gen zum Zwecke der Zulassung, der EG-Bau- 
musterprüfung oder der Lager- und Verträglich- 
keitsgruppenzuordnung . ‘ ‘ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „gilt“ werden die Wörter „mit 
Ausnahme von Satz 2“ eingefügt. 

bb) Die Wörter „Zollniederlagen, Zollverschlussla- 
gern oder in Freihäfen“ werden durch die Wörter 
„verschlossenen Zolllagem oder in Freizonen 
des Kontrolltyps I“ ersetzt. 

5. § 24 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

a) Das Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt. 

b) Der nunmehrige Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie haben hierbei die vom Hersteller oder die von 
einer auf Grund dieses Gesetzes bestimmten Stelle 
festgelegten Anleitungen zur Verwendung und die 
berufsgenossenschaftlichen Vorschriften (BGV) zu 
beachten sowie die allgemein anerkannten Regeln 
der Sicherheitstechnik anzuwenden.“ 

6. § 32 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 werden nach den Wörtern „Zulassung aus“ 
die Wörter „, stellt jemand pyrotechnische Gegen- 
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stände her oder verwendet er diese, ohne dass die Her- 
stellung unter Anwendung eines auf Grund dieses Ge- 
setzes vorgeschriebenen Qualitätssicherungsverfahrens 
erfolgt ist“ eingefügt. 

7. Nach § 32a Abs. 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf 
pyrotechnische Gegenstände, deren Herstellung unter 
Anwendung eines auf Grund einer Verordnung vorge- 
schriebenen Qualitätssicherungsverfahrens erfolgt.“ 

8. ln § 40 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 3 werden jeweils 
nach dem Wort „ausgenommen“ die Wörter „nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 zugelassene“ eingefügt. 

9. § 41 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3b und 3d werden gestrichen. 

b) Die bisherige Nummer 3c wird Nummer 3b und 
wie folgt geändert: 

Die Angabe „Satz 5“ wird durch die Angabe 
„Satz 3“ ersetzt. 

c) Nach Nummer 12 wird folgende Nummer 12a ein- 
gefügt: 

„12a. entgegen § 24 Abs. 1 Satz 2 eine Anleitung 
oder eine berufsgenossenschaftliche Vor- 
schrift nicht oder nicht richtig anwendet,“. 

10. § 47 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Am 3 1 . Dezember 2002 berechtigt im Verkehr 
befindliche Explosivstoffe dürfen längstens bis zum 
3 1 . Dezember 2005 weiterhin im Geltungsbereich des 
Gesetzes verbracht, vertrieben, anderen überlassen 
oder verwendet werden.“ 

Artikel 2 

Änderung der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz 

Die Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I 

S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 338 der Verordnung 
vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b werden die Wörter „pyrotechni- 
schen Schnellauslösevorrichtungen mit einem 
Satz von nicht mehr als 2 g“ durch die Wörter 
„Schnellauslösevorrichtungen (Auslöser für 
Gasgeneratoren gelten nicht als Schnellauslöse- 
vorrichtungen) mit nicht mehr als 2 g explo- 
sionsgefährlichen Stoffen“ ersetzt. 

bb) Nach Buchstabe c wird das Komma durch ein 
Semikolon ersetzt. 

cc) Buchstabe d wird gestrichen. 

b) ln Absatz 3 Nr. 2 werden nach den Wörtern „Deut- 
schen Lebensrettungsgesellschaft“ die Wörter „oder 
Deutschen Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger“ 
eingefügt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Nr. 4 wird gestrichen; Nummer 5 bis 11 
werden Nummer 4 bis 10. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

In Satz 3 Nr. 1 und 2 sowie in Satz 4 wird jeweils die 
Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nr. 4“ ersetzt. 

3. § 3a wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 8, Abs. 2 und 3 gelten für 
Explosivstoffe mit der Maßgabe, dass für diese ein- 
schließlich ihres Verbringens § 5a Abs. 1 des Gesetzes 
keine Anwendung findet.“ 

4. In § 4 Abs. 2 wird nach der Angabe „T/ 1 das Wort „, An- 
zündmittel“ eingefügt; nach dem Wort „Modellraketen“ 
werden die Wörter „und die hierfür bestimmten Anzünd- 
mittel“ gestrichen. 

5. In § 5 Abs. 1 Nr. 3 werden die Wörter „Deutsche Mon- 
tan-Technologie-Gesellschaft für Forschung und Prüfung 
mbH, DMT-Fachstelle für Sprengwesen (Bergbau- Ver- 
suchsstrecke)“ durch die Wörter ersetzt „Deutsche Mon- 
tan Technologie GmbH, Geschäftsbereich ProTec“. 

6. In der Überschrift zu Abschnitt II wird nach dem Wort 
„Explosivstoffe“ das Wort „, Identifikationsnummer“ 
angefügt. 

7. § 6a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze 4 bis 6 angefügt: 

„Explosivstoffe sind vom Verwender vor der erstma- 
ligen Verwendung im Geltungsbereich des Gesetzes 
der Bundesanstalt anzuzeigen. Der Anzeige ist die 
nach Anhang 1 Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe k der 
Richtlinie 93/15/EWG vom 5. April 1993 zur Har- 
monisierung der Bestimmungen über das Inverkehr- 
bringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für 
zivile Zwecke (ABI. EG Nr. L 121 S. 20) vorge- 
schriebene Anleitung beizufügen. Die Bundesanstalt 
vergibt zum Nachweis der Anzeige eine Identifika- 
tionsnummer.“ 

b) Folgender Absatz la wird eingefügt: 

„Die Bundesanstalt kann zur Abwendung von Ge- 
fahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter Be- 
schäftigter oder Dritter die vom Hersteller festgeleg- 
ten Anleitungen zur Verwendung von Explosivstof- 
fen einschränken oder ergänzen; eine nachträgliche 
Einschränkung oder Ergänzung ist zulässig.“ 

c) In Absatz 2 wird die Angabe „Anlage 3a“ jeweils 
durch die Angabe „Anlage 4“ ersetzt. 

8. § 8 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 2 findet entsprechende Anwendung für die Identi- 
fikationsnummer nach § 6a Abs. 1 Satz 6.“ 

9. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Sprengzubehör“ 
die Wörter eingefügt „ , der nach § 6a Abs. 1 Satz 4 
angezeigten Explosivstoffe, der nach § 6a Abs. la 
festgelegten Beschränkungen oder Ergänzungen der 
Anleitung zur Verwendung“. 

b) In Nummer 3 werden die Wörter „das Identifika- 
tionszeichen“ durch die Wörter „die Identifika- 
tionsnummer“ ersetzt. 
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c) In Nummer 4 werden die Wörter insbesondere 
die von der Bundesanstalt gemäß § 5a Abs. 2 des 
Gesetzes festgelegten Verwendungsbestimmungen“ 
gestrichen. 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) An Satz 1 wird folgender Halbsatz angefügt: 

„und, soweit es sich um Stoffe nach § 6a 
Abs. 1 handelt, die in § 6a Abs. 1 Satz 5 be- 
zeichnete Anleitung beigefügt ist.“ 

bb) Satz 2 Nr. 4b wird gestrichen, 
cc) Satz 2 Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. das Gefahrensymbol „Explosionsgefähr- 
lich“ nach Anhang 1 der Richtlinie 93/21/ 
EWG der Kommission vom 27. April 1993 
zur achtzehnten Anpassung an den techni- 
schen Fortschritt der Richtlinie 67/548/ 
EWG zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Einstu- 
fung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Stoffe (ABI. EG Nr. L 110 A 
vom 4. Mai 1993); das Symbol muss min- 
destens 1 cm 2 groß sein und mindestens ein 
Zehntel der von der Kennzeichnung einge- 
nommenen Fläche ausfüllen.“ 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Anlage 4“ durch 
die Wörter „Anhang I der Richtlinie 93/21/EWG 
der Kommission vom 27. April 1993 zur achtzehn- 
ten Anpassung an den technischen Fortschritt der 
Richtlinie 67/548/EWG zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährli- 
cher Stoffe (ABI. EG Nr. L 110 A vom 4. Mai 
1993)“ ersetzt. 

c) In Absatz 4a werden die Wörter „nach § 5a Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes und“ gestrichen. 

11. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 
werden jeweils die Wörter „einführt oder verbringt“ 
durch die Wörter „in den Geltungsbereich des Ge- 
setzes einführt oder verbringt oder einführen oder 
verbringen lässt“ ersetzt. 

b) Nach § 20 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Wer pyrotechnische Gegenstände der Klasse 
IV herstellt, einführt oder in den Geltungsbereich 
des Gesetzes verbringt oder sie einführen oder in 
den Geltungsbereich des Gesetzes verbringen lässt, 
darf diese anderen nur überlassen oder selbst ver- 
wenden, wenn für diese Gegenstände ein Qualitäts- 
sicherungsverfahren nach Anlage 11 durchgeführt 
worden ist. Er hat unverzüglich nach Durchführung 
des Qualitätssicherungsverfahrens jedes geprüfte 
Los mindestens mit den folgenden Angaben zu 
kennzeichnen: Prüfstelle, Losnummer und - im 
Falle von Bomben - Steighöhe.“ 

12. In § 21 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „, ausgenom- 
men einem solchen der Klasse IV,“ gestrichen. 


13. § 23 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Erlaubnis- oder Befähigungsscheininhaber hat 
das beabsichtigte Feuerwerk zum Abbrennen von 
pyrotechnischen Gegenständen der Klasse II in der 
Zeit vom 2. Januar bis zum 30. Dezember, der Klas- 
sen III, IV oder T ganzjährig der zuständigen Be- 
hörde zwei Wochen, ein Feuerwerk in unmittelbarer 
Nähe von Eisenbahnanlagen, Flughäfen oder Bun- 
deswasserstraßen, die Seeschifffahrtsstraßen sind, 
vier Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.“ 

b) In Satz 2 Nr. 1 wird nach dem Wort „sowie“ das 
Wort „erforderlichenfalls“ eingefügt. 

14. ln § 25a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 5a 
Abs. 1 Satz 4“ durch die Angabe „§ 5a Abs. 1 Satz 2“ 
ersetzt. 

15. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. entgegen § 6a Abs. 1 Satz 4 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig er- 
stattet,“. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a einge- 
fügt: 

„3a. entgegen § 14 Abs. 1 einen dort genannten 
Stoff ohne Anleitung einem anderen über- 
lässt,“. 

c) Nach Nummer 6 werden folgende Nummern 6a 
und 6b eingefügt: 

„6a. entgegen § 20 Abs. 4 Satz 1 pyrotechnische 
Gegenstände der Klasse IV anderen überlässt 
oder selbst verwendet, 

6b. entgegen § 20 Abs. 4 Satz 2 ein Los nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig kennzeichnet,“. 

16. Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

a) In den Nummern 3, 9, 19, 23, 27, 29, 30, 32, 35, 39, 
44, 50 und 58 wird jeweils in Untemummer 1 die 
Angabe „und 4b“ gestrichen. 

b) In den Nummern 4, 10, 20, 25, 28, 34, 37, 42, 56 
und 59 wird jeweils in Unternummer 1. sowie in 
den Nummern 45 und 51 in Untemummer 5 das 
Wort „bis“ durch das Wort „und“ ersetzt. 

17. Anlage 4 wird aufgehoben; die bisherige Anlage 3a 
wird Anlage 4. 

18. Nach Anlage 10 wird folgende Anlage 11 angefügt: 

, Anlage 11 

Anforderungen an das Qualitätssichemngsverfahren 
nach § 20 Abs. 4 

1. Das Prüflabor muss ein Qualitätssichemngssystem 
nach EN ISO 9001:2000') oder einem vergleichba- 
ren Verfahren betreiben. 

2. Das Prüflabor muss in der Europäischen Union an- 
sässig sein. 


') Herausgegeben im Beuth-Verlag GmbH, Berlin und Köln. 
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3. Die Qualitätssicherung erfolgt nach EN ISO 
2859- 1 D mit folgenden Parametern: Stichproben- 
umfang: S 3 

Kritische Fehler: AQL = 0,65 (Gefährdung von 
Leib und Leben wie z. B. Rohr- 
krepierer, Blindgänger, Zerleger 
in geringer Höhe).“ 

Artikel 3 

Änderung der Zweiten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz 

Die Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 1989 
(BGBl. I S. 1620, 2458), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 23. Juni 1998 (BGBl. I S. 1530), wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „gewerbs- 
mäßig herstellt“ die Wörter „, in den Geltungsbereich 
des Gesetzes verbringt“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 5 er- 
setzt: 

„Sie teilt die Zuordnung dem Anzeigenden mit. Sie 
führt eine Liste der Zuordnungen nach Satz 1, die 
folgende Angaben enthalten soll: 

1 . die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes, 

2. die dem Produkt zugeordnete Lager- und Verträg- 
lichkeitsgruppe, 

3. die sicherheitsrelevanten Verpackungsmerkmale 
und 

4. erforderlichenfalls besondere Sicherheitshin- 
weise. 

Die Liste ist bei der Bundesanstalt während der 
Dienststunden auszulegen. Auf Verlangen eines Drit- 
ten ist diesem gegen Kostenerstattung eine Abschrift 
oder Vervielfältigung zu überlassen.“ 

2. Der Anhang zu § 2 der Zweiten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Aufbewahrung von Explosivstoffen und sonsti- 
gen explosionsgefährlichen Stoffen außerhalb 
eines genehmigten Lagers (kleine Mengen)“ 

b) Nummer 4. 1 wird wie folgt gefasst: 

„4.1 Allgemeines 

(1) Explosivstoffe und sonstige explosionsge- 
fährliche Stoffe dürfen außerhalb eines geneh- 
migten Lagers unter Berücksichtigung der fol- 
genden Anforderungen in den in den Anlagen 6 
und 6a festgelegten Mengen (kleine Mengen) 


Herausgegeben im Beuth-Verlag GmbH, Berlin und Köln. 


unter Berücksichtigung der folgenden Anforde- 
rungen aufbewahrt werden. Die höchstzulässige 
Menge kann auf mehrere Räume gleicher Art 
verteilt werden, sie darf jedoch nur einmal in 
Anspruch genommen werden. 

(2) Für die Aufbewahrung kleiner Mengen 
gelten die Anlagen 1 bis 4 nicht.“ 

c) Nummer 4.2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absätze 1 bis 4 werden durch folgende Ab- 
sätze 1 bis 6 ersetzt: 

„(1) Sollen Explosivstoffe und Stoffe mehre- 
rer Zeilen der Tabellen in den Anlagen 6 und 6a 
in einem Aufbewahrungsraum gemeinsam auf- 
bewahrt werden, so gilt als zulässige Gesamt- 
menge für diesen Raum die jeweils kleinste zu- 
lässige Höchstmenge der betreffenden Zeilen. 

Abweichend von Satz 1 dürfen Explosivstoffe 
und Stoffe 

— der Zeilen 1 und 10 in den in Anlage 6 
genannten Mengen gemeinsam aufbewahrt 
werden, wenn die Gegenstände der Zeile 10 
in besonderen Behältnissen aufbewahrt wer- 
den, durch die die Übertragung einer Detona- 
tion von den Zündmitteln auf die Spreng- 
stoffe/Sprengschnüre verhindert wird, 

— der Zeilen 1 und 2 in den in Anlage 6a 
genannten Mengen gemeinsam aufbewahrt 
werden. 

(2) Sind in einem Gebäude mehrere Aufbe- 
wahrungsräume gleicher Art vorhanden oder 
mehrere Unternehmen tätig, findet Nummer 4. 1 
Abs. 1 Satz 2 keine Anwendung für Gegenstände 
nach Anlage 6a, wenn die Aufbewahrungsorte in 
verschiedenen Brandabschnitten liegen. 

(3) Sollen Explosivstoffe und sonstige explo- 
sionsgefährliche Stoffe ortsbeweglich aufbe- 
wahrt werden, ist die Aufstellung mit der für den 
Brandschutz zuständigen Stelle abzustimmen. 

(4) Explosivstoffe dürfen nur in geeigneten 
Räumen aufbewahrt werden. 

(5) Es sind die jeweils erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen, um Diebstahl und unbefugte Ent- 
nahme von Explosivstoffen zu verhindern. 

(6) Nummer 2.7 findet mit Ausnahme des Ab- 
satzes 5 entsprechende Anwendung.“ 

bb) Die bisherigen Absätze 5 bis 12 werden Ab- 
sätze 7 bis 14. 

c) Anlage 6 zum Anhang wird wie folgt geändert: 

aa) Die Zeilen 11 und 12 und die Fußnote 2 werden 
gestrichen. 

bb) Die Zeilen 13 bis 16 werden Zeilen 11 bis 14. 

d) Nach Anlage 6 wird folgende Anlage 6a zum An- 
hang eingefügt: 


Aufbewahrung kleiner Mengen nach Nr. 4.1 des Anhangs 
Höchstmengen in kg 


Anlage 6a zum Anhang 



Lagergruppe 1.4 

Nicht gewerblicher Bereich 

Gewerblicher Bereich 

Gebäude mit Wohnraum 

Gebäude 

ohne 

Wohnraum 

Arbeits- oder 
Verkaufsraum 

Gebäude mit 
Wohnraum 

Gebäude ohne Wohnraum 

Außerhalb eines 
Gebäudes / 
orts bewegliche 
Aufbewahrung 

Bewohnter 

Raum 

Nicht 

bewohnter 

Raum 

Nebenraum zum 

Arbeits-/ 

Verkaufsraum 

Nebenraum zum 

Arbeits-/ 

Verkaufsraum 

Lagerraum l( 

z.B. Container 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

Pyrotechnische 
Gegenstände der 
Klassen 1, II, T-| 2) 
und T 2 

n.z. 3)4) 

10 (brutto) 

10 (brutto) 

20 (brutto) 

60 (brutto) 

60 (brutto) 

200 (brutto) 

200 (brutto) 

2 

Pyrotechnische 
Gegenstände der 
Klassen 1, II, Ti 2) in 
Verpackungen 
nach § 22 Abs. 2 
der 1. SprengV 

n.z. 3)4) 

40 (brutto) 

40 (brutto) 

80 (brutto) 

240 (brutto) 

240 (brutto) 

800 (brutto) 

800 (brutto) 

3 

Pyrotechnische 
Gegenstände der 
Klasse Ti für den 
Einbau in 
Fahrzeugen 

n.z. 3) 

1 (netto) 

1 (netto) 

10 (netto) 

10 (netto) 

10 (netto) 

100 (netto) 

100 (netto) 


11 F 30 - A nach DIN 41 02 (Diese Fußnote kann bei Aufnahme in die SprengLR entfallen) 

2) außer Pyrotechnische Gegenstände der Zeile 3 

3) nicht zulässig 

4) Pyrotechnische Gegenstände der Klasse I und II dürfen bis zu 1 kg (brutto) aufbewahrt werden. 


4 ^ 

00 

-4 

"4 
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Artikel 4 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 2 und 3 beruhenden Teile der dort geän- 
derten Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils 
einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung geän- 
dert werden. 


Artikel 5 

Neubekanntmachung 

Das Bundesministerium des Innern kann das Sprengstoff- 
gesetz und die Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung kann 
die Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bun- 
desgesetzblatt bekanntmachen. 


Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am [einset- 
zen: Tag nach der Verkündung] in Kraft. Artikel 2 Nr. 11 
tritt am 1 . Juli 2003 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1 . Mit dem Gesetzentwurf erfolgt eine weitere Anpassung 
des deutschen Sprengstoffrechts an die Vorgaben der 
Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur 
Harmonisierung der Bestimmungen über das Inverkehr- 
bringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile 
Zwecke (Sprengstoffrichtlinie). Insbesondere die Be- 
stimmungen über das Identifikationszeichen, das zum 
Nachweis vorliegender Verwendungsbestimmungen ver- 
geben wird, sind wegen möglicher Nichtübereinstim- 
mung mit dem Gemeinschaftsrecht neu zu fassen. Zu än- 
dern sind auch die Übergangsbestimmungen für Altzu- 
lassungen von Explosivstoffen, da auch ohne anhängiges 
EG-BaumusterprüfVerfahren deren Vermarktung bis 
zum 31. Dezember 2005 zulässig sein muss. 

2. Die durch das Sprengstoffänderungsgesetz 1997 einge- 
führten Änderungen für Einfuhr, Beförderung und Ver- 
bringen haben zum Teil nicht erforderliche Erschwer- 
nisse für die Einfuhr zur Folge gehabt, zum Teil wurden 
für das Verbringen mit der Einfuhr verbundene Kontroll- 
mechanismen nicht übernommen, obwohl ihre Anwen- 
dung auch für Verbringensvorgänge notwendig ist. Dies 
wird nun geändert. 

3. Im Bereich der pyrotechnischen Sätze und Gegenstände 
werden Bestimmungen für das Abbrennen harmonisiert. 
Darüber hinaus wird im Hinblick auf die aus der Unter- 
suchung des Unfalles in einer Feuerwerkskörperfabrik 
im niederländischen Enschede gewonnenen Erkennt- 
nisse die Grundlage für eine effektivere Kontrolle der 
Einhaltung der Lagerbestimmungen insbesondere im 
Hinblick auf die Lagergruppenzuordnung geschaffen. 

4. Teil des vorliegenden Gesetzentwurfs ist neben einer 
Änderung des Sprengstoffgesetzes auch eine Änderung 
der Ersten und Zweiten Verordnung zum Sprengstoffge- 
setz (Artikel 2 und 3). Dies ist darin begründet, dass bei 
der komplizierten und aus Gründen der inneren Sicher- 
heit und des Arbeits- und Verbraucherschutzes sensiblen 
Materie des Sprengstoffrechts nur eine gemeinsame Be- 
ratung der Grundnormen des Gesetzes mit den für des- 
sen Verständnis und Vollzug unverzichtbaren Bestim- 
mungen der Verordnung eine transparente und in sich 
geschlossene Rechtssetzung sichert. Ein Beanstandungs- 
verfahren der EU -Kommission wegen einzelner Bestim- 
mungen des Sprengstoffänderungsgesetzes 1997 erfor- 
dert zudem eine zügige Umsetzung. 

5. Gemäß Artikel 72 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) hat 
der Bund im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 
- für die vorgesehene Änderung des Sprengstoffrechts 
zugewiesen durch Artikel 74 Abs. 1 Nr. 4a - das Gesetz- 
gebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleich- 
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die 
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung 
erforderlich macht. Eine bundesgesetzliche Regelung ist 
erforderlich, um gleichwertige Verhältnisse im Hinblick 
auf den Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgütern 


von Beschäftigten oder Dritter beim Umgang und Ver- 
kehr mit explosionsgefährlichen Stoffen sicherzustellen. 
Eine bundesgesetzliche Regelung ist ferner zur Wahrung 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen 
Interesse erforderlich. Es ist im Interesse der Wirt- 
schaftseinheit erforderlich, das Inverkehrbringen, Ver- 
bringen, die Einfuhr von und den Umgang mit explo- 
sionsgefährlichen Stoffen und Gegenständen bundesein- 
heitlich zu regeln, da ansonsten regional unterschiedli- 
che Wettbewerbsbedingungen für die Produktion, den 
Handel und den sonstigen gewerblichen Umgang mit ex- 
plosionsgefährlichen Stoffen entstehen würden. Nur 
durch eine bundeseinheitliche Regelung kann insoweit 
sichergestellt werden, dass für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland einheitliche rechtliche Rahmenbedingun- 
gen zur Aufrechterhaltung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit bei der Zulassung und Prüfung von so- 
wie dem Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen 
gegeben sind. 

6. Durch die Ausführung des Gesetzes sind die Gemeinden 
nicht betroffen. 

Die erforderlichen sachlichen Änderungen des Spreng- 
stoffgesetzes und der auf Grund des Gesetzes zu erlas- 
senden Rechtsvorschriften führen zu keiner Ausweitung 
der behördlichen Tätigkeiten beim Bund und den Län- 
dern. 

Durch die Änderung der Übergangsbestimmungen für 
Altzulassungen bei Explosivstoffen und geringfügige 
Änderungen bei den Verbringensbestimmungen kann 
eine geringfügige Entlastung der Wirtschaft eintreten. 
Die Bestimmungen zur Lagergruppenzuordnung sind 
kostenneutral, da sie ausschließlich dem besseren Voll- 
zug bereits bestehender Pflichten dienen. 

Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau sowie auf die Einzelpreise sind 
daher nicht zu erwarten. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Sprengstoffgesetzes) 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 5a) 

Die Änderungen in Absatz 1 und die Neufassung von Ab- 
satz 2 bei gleichzeitiger Aufhebung von Absatz 3 waren er- 
forderlich, weil die Aufbringung des Identifikationszei- 
chens nach Auffassung der Europäischen Kommission ein 
Handelshemmnis und Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht 
ist. Absatz 2 Nr. 2 verdeutlicht, dass Explosivstoffe, die aus- 
schließlich zum Zwecke der Vernichtung überlassen und 
verbracht werden, nicht im Sinne der Richtlinie 93/15/EWG 
in Verkehr gebracht werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§6) 

Die Änderung dient im Einklang mit europäischem Recht 
der Erfassung von in Deutschland zur Verwendung vorgese- 
henen Explosivstoffen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 3 (§13) 

Die Regelung beseitigt eine durch das Sprengstoffände- 
rungsgesetz 1997 eingetretene Schlechterstellung von Ein- 
und Durchführem. Sie knüpft an das bis zum 31. August 
1998 geltende Recht an. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§15) 

Für die Lagerung explosionsgefährlicher Stoffe ist eine La- 
gergruppenzuordnung durch die Bundesanstalt für Material- 
forschung und -prüfüng (Bundesanstalt) erforderlich, aus 
der Lagennengen und Schutzabstände zu anderen bewohn- 
ten und nicht bewohnten Gebäuden abgeleitet werden. Die 
Lagergruppenzuordnung erfolgt unabhängig von der Zulas- 
sung oder EG-Baumusterprüfüng. Überprüfungen in der 
Folge des schweren Unfalles in einer Feuerwerksfabrik im 
niederländischen Enschede haben ergeben, dass insbeson- 
dere, aber nicht ausschließlich im Bereich der nicht zulas- 
sungspflichtigen Stoffe und Gegenstände Lagerungen ohne 
Lagergruppenzuordnung oder mit fehlerhafter Transport- 
klassifizierung durch den nach Gefahrgutrecht verantwortli- 
chen Absender erfolgen. Die Neuregelung ermöglicht es 
den Behörden bereits bei der Einfuhr oder dem Verbringen 
nach Deutschland, Lagergruppenzuordnungen auf ihre Exis- 
tenz oder Richtigkeit zu überprüfen. Damit wird das Risiko 
schwerer Unfälle wegen fehlerhafter Lagerung minimiert. 
Die Regelung wird darüber hinaus auch auf die Durchfuhr 
sowie verschlossene Zolllager und Freizonen des Kontroll- 
typs 1 (der Begriff des Freihafens ist dem Zollkodex fremd) 
erstreckt, ln der Planung befindliche Freizonen des Kont- 
rolltyps II werden nicht von einem Zaun umgeben sein und 
daher nicht für die Aufbewahrung explosionsgefährlicher 
Stoffe genutzt werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§24) 

Mit der Änderung wird die verantwortliche Person ver- 
pflichtet, sowohl die vom Hersteller herausgegebenen An- 
leitungen zur Verwendung als auch deren von der Bundes- 
anstalt für Materialforschung und -prüfung festgelegten 
Einschränkungen oder Ergänzungen sowie berufsgenossen- 
schaftliche Vorschriften (BGV) zu beachten. Von einer ver- 
bindlichen Beachtung berufsgenossenschaftlicher Regeln 
wurde dabei Abstand genommen, weil deren Verbindlich- 
keit begrenzt ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 (§§ 32 und 32a) 

Pyrotechnische Gegenstände der Klasse IV unterliegen kei- 
ner Zulassung, wohl aber mit der Neuregelung des § 20 
Abs. 4 der 1. SprengV (Artikel 2 Nr. 11) einem Qualitäts- 
sicherungsverfahren. Auch insoweit soll die Behörde die 
Möglichkeit erhalten, gefährliche Produkte im Umgang und 
Verkehr zu überwachen und ggf. den Umgang und Verkehr 
einzuschränken oder zu unterbinden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§40) 

Bei nicht zugelassenen pyrotechnischen Gegenständen und 
Sätzen sowie solchen für die ausschließlich militärische 
Verwendung besteht ein Gefährdungspotential, das dem von 
Explosivstoffen entspricht. Die ausschließliche Sanktionie- 
rung von Verstößen im Umgang als Ordnungswidrigkeit ist 
aus präventiven Gründen ebenso wie wegen der bei miss- 


bräuchlicher Verwendung eintretenden Schäden nicht ge- 
rechtfertigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§41 Abs. 1) 

Als Folgeänderung zu § 5a sind die bisherigen Nummern 3b 
und 3d aufzuheben und die bisherige Nummer 3c als Num- 
mer 3b neu zu fassen. 

Die neue Nummer 12a sanktioniert die Missachtung der in 
§ 24 Abs. 1 Satz 2 genannten Anleitungen und berufsgenos- 
senschaftlichen Vorschriften. Diese sind wesentliche Grund- 
lage für eine sichere Verwendung der explosionsgefährli- 
chen Stoffe. Ihre Missachtung führt zu einer erheblichen 
Gefährdung von Personen und Sachen. Eine Sanktionierung 
ist sowohl geeignet und erforderlich, derartige Gefährdun- 
gen nicht entstehen zu lassen, als auch wiederholte Verstöße 
zu vermeiden. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§47) 

Die Europäische Kommission hat es als Verstoß gegen euro- 
päisches Recht erachtet, dass zwischen dem 3 1 . Dezember 
2002 und dem 3 1 . Dezember 2005 nach nationalem Recht 
zugelassene Explosivstoffe nur dann in Verkehr bleiben dür- 
fen, wenn ein Verfahren auf Erteilung einer EG-Baumuster- 
prüfung eingeleitet ist. Die Verknüpfung wird daher aufge- 
hoben. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Ersten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz) 

Zu Artikel 2 Nr. 1 
Buchstabe a (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) 

Die Änderung von Buchstabe b erfolgt, weil eine Differen- 
zierung zwischen pyrotechnischen und sonstigen Schnell- 
auslösevorrichtungen mit bis zu 2 g Explosivstoffgehalt si- 
cherheitstechnisch nicht gerechtfertigt ist. Demgegenüber 
war Buchstabe d zu streichen, weil auch die entsprechenden 
Auslösevon'ichtungen durch ihre Verbindung mit dem 
Druckgefäß eine nicht unerhebliche Gefährdung darstellen. 
Auslöser für Gasgeneratoren sind keine Schnellauslösevor- 
richtungen im Sinne des Buchstaben b. 

Buchstabe b (§ 1 Abs. 3 Nr. 2) 

Die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS)war im Jahr 1978 auf eigenen Wunsch aus der 
Vorschrift gestrichen worden, weil die eigene Ausbildung 
im Umgang mit Seenotsignalmitteln den Anforderungen des 
Sprengstoffgesetzes nur eingeschränkt entsprach. Seit nun- 
mehr fünf Jahren hat die DGzRS ihre Ausbildung neu ge- 
ordnet und betreibt eine eigene SAR-Schule in Neustadt/ 
Holstein. Im Rahmen der dortigen Ausbildung werden auch 
umfassende Kenntnisse im Umgang mit allen Seenotsignal- 
mitteln vermittelt. Dies rechtfertigt die Anerkennung des 
entsprechenden Ausweises als Erlaubnis im Sinne des Ge- 
setzes. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 (§3) 

Mit Schließung der Versuchsgrube Tremonia ist der Grund 
für die Freistellung entfallen (vgl. Fußnote zu Artikel 2 
Nr. 4 SprengÄndG 1997, BGBl. 1998 I S. 1530 (1544)). Als 
Folge der Streichung bedurfte es redaktioneller Anpassun- 
gen. 
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Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 3a) 

Die Änderung ist redaktionell bedingt (Nummer 3 und 5) 
bzw. beseitigt einen Mangel des bisherigen Rechts 
(Nummer 8). Einfuhr oder Verbringen zum Zwecke der 
EG-Baumusterprüfung können nur ohne vorherige Bau- 
musterprüfung und ohne CE-Kennzeichnung erfolgen. 

Zu Artikel 2 Nr. 4 (§4) 

Die Freistellung kann auf alle Anzündmittel und nicht nur 
auf solche für Modellraketen erstreckt werden. 

Zu Artikel 2 Nr. 5 und 6 (§5 und Überschrift zu 
Abschnitt II) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Artikel 2 Nr. 7 (§ 6a) 

Die Änderung von Absatz 1 schreibt die Anzeige erstmals 
nach Deutschland verbrachter Explosivstoffe sowie das Ver- 
fahren und die im Einklang mit der Richtlinie 93/1 5/EWG 
zu fordernden Unterlagen vor. In deutscher Sprache gefor- 
dert werden kann eine geeignete Anleitung (Anhang 1 Ab- 
schnitt II Nr. 1 Buchstabe k der Richtlinie). Die nach der 
Richtlinie Anhang I Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe m erfor- 
derliche Angabe aller Geräte und allen Zubehörs, die für 
eine zuverlässige und sichere Funktion der Explosivstoffe 
notwendig sind, ist sehr allgemein gehalten und nicht in der 
jeweiligen Landessprache erforderlich. Nur ergänzende 
Maßnahmen wie die Zulassung von Sprengzubehör nach 
§ 6 können das erforderliche Maß an Verwendersicherheit 
garantieren. 

Die Regelung in Absatz la gibt der Bundesanstalt die Be- 
fugnis, vom Hersteller beigefügte und für eine Verwendung 
in Deutschland unzureichende Anleitungen zur Verwendung 
abzuändern. Sie verpflichtet Hersteller und Händler zur 
Weitergabe der Anleitungen an den Endverwender. 

Die Anpassung in Absatz 2 ist redaktioneller Art. 

Zu Artikel 2 Nr. 8 und 9 (§§ 8, 13) 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus Artikel 1 Nr. 2. 

Zu Artikel 2 Nr. 10 (§14) 

Die Änderung in § 14 Abs. 1 verpflichtet Hersteller und 
Händler zur Weitergabe von Anleitungen zur sicheren Ver- 
wendung an den Endverwender. Letzteres war bisher in § 5a 
Abs. 2 des Gesetzes bestimmt. 

Die Streichung der Nummer 4b in § 14 ist eine Folgeände- 
rung aus Artikel 1 Nr. 2. 

Zu Artikel 2 Nr. 11 (§ 20) 

Absätze 1 bis 3 

Die Änderung dient der Klarstellung. Erfasst war bislang 
von der Vorschrift nicht der Spediteur, sondern lediglich der 
Hersteller, der Einführer und derjenige, der den Stoff in den 
Geltungsbereich des Gesetzes selbst verbringt oder durch 
einen anderen verbringen lässt. 

Absatz 4 

Pyrotechnische Gegenstände der Klasse IV unterfallen nicht 
der Bauartprüfüng. Durch Unfälle erkannte Qualitätsmängel 
sollen durch eine verpflichtende Qualitätssicherung im Ein- 


klang mit europäischem Recht abgestellt werden. Die Ein- 
führung einer Bauartprüfung auch für diese Gegenstände 
wird zu prüfen sein, wenn die Qualitätssicherung allein den 
angestrebten Zweck (sichere Produkte mit hoher gleichblei- 
bender Qualität) nicht erreicht. Dabei werden auch mögli- 
che Harmonisierungsbestrebungen für pyrotechnische Er- 
zeugnisse in der Europäischen Union zu berücksichtigen 
sein. 

Zu Artikel 2 Nr. 12 (§21) 

Pyrotechnische Gegenstände der Klasse IV sind heute in der 
Regel keine Einzelstücke mehr, die vom Hersteller selbst 
abgebrannt werden. Meist handelt es sich um Produkte aus 
der Serienfertigung, die an Verwender vertrieben werden. 
Auch wenn es sich beim Verwender um einen Erlaubnis- 
oder Befähigungsscheininhaber handelt, ist nur durch Bei- 
gabe einer Gebrauchsanweisung hinreichend sichergestellt, 
dass der Verwender den Gegenstand ohne Gefährdung der 
eigenen Person oder Dritter verwenden kann. 

Zu Artikel 2 Nr. 13 (§ 23) 

Mit dem Sprengstoffänderungsgesetz 1997 war die Anzei- 
gepflicht für Feuerwerk entfallen, sofern es sich ausschließ- 
lich um Feuerwerk der Klasse P II handelt. Dies war weder 
beabsichtigt, noch ist es aus Gründen der öffentlichen Si- 
cherheit vertretbar, Feuerwerke ohne behördliche Kenntnis 
abzubrennen. Die Regelung war daher neu zu fassen. 

Zu Artikel 2 Nr. 14 (§ 25a) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung auf Grund 
der Änderung des § 5a Abs. 1 des Gesetzes (vgl. Artikel 1 
Nr. 1). 

Zu Artikel 2 Nr. 15 (§46) 

Die Regelung sanktioniert Verstöße gegen die in §§ 6a, 14 
und 20 Abs. 4 normierten Pflichten. 

Zu Artikel 2 Nr. 16 (Anlage 3) 

Die Streichung der Nummer 4b ist eine Folgeänderung aus 
Artikel 1 Nr. 2. 

Zu Artikel 2 Nr. 17 (Anlage 4) 

Die Neufassung der Nummer 5 in § 14 ermöglicht die Auf- 
hebung der bisherigen Anlage 4, deren Regelungsinhalt im 
Anhang I der Richtlinie 93/21/EWG erfasst ist. 

Zu Artikel 2 Nr. 18 (Anlage 11) 

Mit der Einführung eines Qualitätssicherungssystems soll 
auch für Feuerwerk der Klasse P IV sichergestellt werden, 
dass nur sichere Produkte mit gleichbleibender Qualität ge- 
fertigt und in Verkehr gebracht werden. Die Verpflichtung 
des Herstellers ergibt sich in soweit unmittelbar aus 
Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie 92/59/EG des Rates vom 
29. Juni 1992 über die allgemeine Produktsicherheit (ABI. 
EG Nr. L 228/24). Nach Artikel 5 dieser Richtlinie sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, durch Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften sicherzustellen, dass die Hersteller ihre 
Verpflichtungen einhalten. Von daher ist es geboten, das 
Prüflabor daraufhin zu überprüfen, ob dessen fachliche 
Kompetenz die Qualitätssicherung im Bereich der Pyrotech- 
nik garantiert. Die einzige Stelle in Deutschland, die dies 
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zurzeit beurteilen kann, ist die Bundesanstalt, deren Auf- 
gabe die Zulassung pyrotechnischer Produkte ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Zweiten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz) 

Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 4) 

Absatz 1 

Die Vorschrift verpflichtet alle Hersteller, gewerblichen Ein- 
führer und Verbringer zur Anzeige bei der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfüng (BAM). Die Änderung in 
Absatz 1 stellt klar, dass das Verbringen aus einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union keine Einfuhr ist, die 
Anzeigepflicht zum Zwecke der Lagergruppenzuordnung 
aber auch in diesen Fällen erforderlich ist. 

Absatz 2 

Die Verpflichtung zur Anzeige besteht nach Absatz 2 bisher 
nur dann nicht, wenn ein Zusammenpacken mit Stoffen 
gleicher oder geringerer Gefährlichkeit erfolgt und dadurch 
keine Gefahrerhöhung eintritt. Die Voraussetzungen für die 
Freistellung liegen mithin vor, wenn die BAM den anderen 
Stoff in der vorgesehenen Verpackung zugeordnet hat und 
durch das Zusammenpacken keine Gefahrenerhöhung ein- 
tritt. Von daher erschien sichergestellt, dass die Anzeige- 
pflicht nach Absatz 1 nur im Ausnahmefall entfällt. Kont- 
rollen nach dem Unfall im niederländischen Enschede 
führten jedoch zur Feststellung, dass in erheblichem Um- 
fang — bis zu zwei Drittel der kontrollierten Fälle - pyro- 
technische Erzeugnisse mit falscher und zu niedriger trans- 
portrechtlicher Klassifizierung versehen waren und so — we- 
gen der Gleichstellung transportrechtlicher und sprengstoff- 
rechtlicher Klassifizierung (§ 14 Abs. 3 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz) - der Anzeige bei der 
BAM und ordnungsgemäßen Lagergruppenklassifizierung 
entzogen wurden. Die Häufung von Falschklassifizierungen 
nach Transportrecht hat damit zu einer massiven Gefahren- 
erhöhung geführt, die nicht länger hingenommen werden 
kann. Von daher kann die Freistellung nicht länger Bestand 
haben. 

Absatz 3 

Mit der Änderung in Absatz 3 erfolgt eine Anpassung an 
§13 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz. Der 
Bundesanstalt wird es damit ermöglicht, auch die Lager- 
gruppenzuordnungen in Listenform zu führen und Interes- 
senten auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. Darüber 
hinaus ist die Möglichkeit elektronischer Listenführung, 
eine zeitnahe Aktualisierung und der Zugriff auf elektroni- 
schem Wege (E-Mail, Internet) gegeben. Dies senkt Kosten 
und erleichtert die Nutzung der Daten für die Wirtschaft und 
die Behörden. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 (Anhang zu § 2 der Zweiten Ver- 
ordnung zum Sprengstoffgesetz) 

Seit der letzten Änderung des Anhangs im Jahr 1989 hat die 
Entwicklung im Bereich des Handels zu einer steigenden 
Zahl von Verkaufsgeschäften geführt, die nicht Wohn- und 
Geschäftsgebäude im Sinne der Anlage 6 sind. Diese Ge- 
schäfte (Verbrauchermärkte „auf der grünen Wiese“) sind 


nicht unter den Begriff der „gewerblich genutzten Gebäude“ 
im Sinne der Anlage 6 zu fassen, da darunter nur Gebäude 
zu verstehen sind, die der Herstellung dienen. Für diese 
neue Art der Handelsgeschäfte, die meist in reinen Gewer- 
begebieten liegen und keine Nutzung zu Wohnzwecken be- 
inhalten, bedurfte es einer Regelung, welche die Besonder- 
heiten dieser Verbrauchermärkte einschließlich der dort vor- 
handenen Aufbewahrungsbedingungen berücksichtigt. 

Außerdem haben in den vergangenen Jahren pyrotechnische 
Gegenstände verstärkt Eingang in die Kfz- Ausstattung und 
damit in Privathand gefunden, deren Aufbewahrung in Son- 
derfällen außerhalb des Fahrzeugs zu regeln war. 

Dem wird dadurch Rechnung getragen, dass Nummer 4 
des Anhangs neu gefasst wird und pyrotechnische Gegen- 
stände der Lagergruppe 1.4 aus der Anlage 6 in eine neue 
Anlage 6a überführt werden. 

Zu den Buchstaben a bis c (Nummer 4 bis 4.2) 

Die Änderungen bzw. Ergänzungen in der Überschrift der 
Nummer 4 und in den Nummern 4. 1 und 4.2, Änderung der 
Reihenfolge der Absätze in Nummer 4.2 und Teilung der 
Nummer 4.2 Abs. 4 - alt - (Absatz 1 und 2 - neu -) dienen 
der Klarstellung und enthalten Folgeänderungen, die mit der 
Einfügung der Anlage 6a notwendig sind. 

Ausgehend von der Brandgefahr pyrotechnischer Gegen- 
stände der Lagergruppe 1.4 ist in dem Fall des Vorhan- 
denseins mehrerer Aufbewahrungsräume gleicher Art in ei- 
nem Gebäude oder der Tätigkeit mehrerer Unternehmen in 
einem Gebäude die Lage der Aufbewahrungsorte in ver- 
schiedenen Brandabschnitten berücksichtigt worden. 

Die Abstimmung mit der für den Brandschutz zuständigen 
Stelle bei der ortsbeweglichen Aufbewahrung soll aufge- 
nommen werden, da z. B. Container in der Regel nicht die 
Bedingungen F 30 - A nach DIN 4102 erfüllen, die Lager- 
menge aber der in einem Lager mit diesen Eigenschaften 
entspricht. Des Weiteren ist die Frage der Abstände im Ein- 
zelfall zu betrachten. 

Zu Buchstabe c (Anlage 6a) 

Ursprung der Zeilen 1 und 2 ist die bisherige Anlage 6. Ur- 
sprung für Zeile 3 (im gewerblichen Bereich) sind die 
Sprengstofflager-Richtlinie 240 (SprengLR 240) und die 
technische Entwicklung im privaten Bereich. Die Anforde- 
rungen im Zusammenhang mit der Tabelle ergeben sich aus 
Nummer 4 des Anhangs zu § 2 zur 2. Spreng V und den 
SprengLR 410 und 240. 

Ob in die Anlage 6 oder 6a auch pyrotechnische Gegen- 
stände der Klassen III und IV in den Lagergruppen 1.3 und 
1.4 (in Anpassung an die Praxis) aufgenommen werden sol- 
len, bedarf einer weitergehenden Erörterung und ist nicht 
Gegenstand des Gesetzgebungsverfahrens. Getrennt wird 
auch die notwendige Aktualisierung der SprengLR 410 zu 
betrachten sein. 

Zu Artikel 4 

Die Regelung ermöglicht künftige Änderungen der durch 
das Gesetz geänderten Verordnungen auf dem Verordnungs- 
wege. 
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Zu Artikel 5 

Die Regelung ermöglicht die Neubekanntmachung der 
durch das SprengstofFänderungsgesetz 1997 und dieses Ge- 
setz umfassend geänderten Bestimmungen. 

Zu Artikel 6 

Für den Aufbau eines Qualitätssicherungssystems für Pyro- 
technik der Klasse IV bedarf es einer angemessenen Zeit. 
§ 20 Abs. 4 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
soll daher erst zum 1 . Juli 2003 in Kraft treten. Da die übri- 
gen Regelungen des Gesetzes nur unwesentliche Anpassun- 
gen im Vollzug nach sich ziehen werden, kann das Gesetz 
mit Ausnahme der vorgenannten Vorschrift am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 774. Sitzung am 22. März 2002 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 01 - neu - (§ 1 Abs. 4 Nr. 3 SprengG) 

In Artikel 1 ist der Nummer 1 folgende Nummer 0 
voranzustellen: 

,0. ln § 1 Abs. 4 Nr. 3 wird nach der Angabe „bis 22,“ 
die Angabe „24 Abs. 1 hinsichtlich der Anleitung zur 
Verwendung, wenn landesrechtliche Vorschriften 
nicht bestehen,“ eingefügt. 1 

Begründung 

Verwendungsbestimmungen der nach SprengG zuständi- 
gen Stelle müssen auch für den Bereich des Bergbaues 
Beachtung finden. § 5a Abs. 2 SprengG hat dies so vor- 
gesehen. Die Regelung ist jetzt inhaltlich in § 24 Abs. 1 
des Entwurfs verschoben worden, so dass § 1 Abs. 4 
Nr. 3 SprengG redaktionell anzupassen ist. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 01 - neu - (§ 1 Abs. 5 SprengG) und 

Artikel 2 Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd 

- neu - (§ 14 Abs. 1 der 1. Spreng V) 

In Artikel 1 ist der Nummer 1 folgende Nummer 0 t vo- 
ranzustellen: 

„O^ In § 1 Abs. 5 wird folgende Nummer 3 angefügt: 

3. Rechtsvorschriften, die aus Gründen der Sicher- 
heit im Zusammenhang mit dem Inverkehrbrin- 
gen von oder dem Umgang mit Gefahrstoffen 
erlassen sind.“ 

Folgeänderung 

ln Artikel 2 Nr. 10 ist in Buchstabe a folgender Doppel- 
buchstabe dd anzufügen: 

,,dd) Satz 3 wird gestrichen.“ 

Begründung 

Die Vorschriften des Chemikalienrechts — insbesondere 
die Gefahrstoffverordnung - gelten gemäß der RL 67/ 
548/EG (Stoffrichtlinie) und der RL 1999/45/EG (Zube- 
reitungsrichtlinie) auch für Explosivstoffe. Gemäß den 
o. g. Richtlinien sind nur die Vorschriften über die Kenn- 
zeichnung und Verpackung, die im SprengG geregelt 
sind, ausgenommen. Es wird klargestellt, dass diese Vor- 
schriften zu beachten sind. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b (§ 24 Abs. 1 Satz 2 

SprengG) 

Nr. 9 Buchstabe c (§ 41 Abs. 1 Nr. 12a 
SprenG) 

In Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b sind in § 24 Abs. 1 Satz 2 
die Wörter „und die berufsgenossenschaftlichen Vor- 
schriften (BGV)“ zu streichen. 

Folgeänderung 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe c sind in § 41 Abs. 2 
Nr. 12a die Wörter „oder eine berufsgenossenschaftliche 
Vorschr ift“ zu streichen. 

Begründung 

Zum einen kann es nicht die Aufgabe der staatlichen 
Überwachung sein, auch die berufsgenossenschaftli- 
chen Vorschriften zu überwachen. 

Zum anderen kann der nach § 24 Abs. 1 Verpflichtete 
sowohl ein Arbeitgeber als auch ein Unternehmer ohne 
Arbeitnehmer bzw. eine Privatperson sein. Durch die im 
Änderungsentwurf vorgeschlagene Formulierung würde 
der Anwendungsbereich der berufsgenossenschaftlichen 
Vorschriften und Regeln auf Personen ausgeweitet, die 
nach SGB VII nicht unter den Anwendungsbereich fal- 
len. 

Weiterhin ist aus der geänderten Vorschrift nicht ersicht- 
lich, ob Vorschriften einzelner Berufsgenossenschaften 
auch für Betriebe gelten sollen, die nicht Mitglied der 
betreffenden Berufsgenossenschaften sind. 

Insofern ist der Bezug zu den berufsgenossenschaftli- 
chen Vorschriften und Regeln zu streichen. 

Als Folge der Streichung ist dieser Tatbestand auch aus 
den Vorschriften über ordnungswidriges Handeln zu ent- 
fernen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b (§ 24 Abs. 1 Satz 2 

SprengG) 

ln Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b sind in § 24 Abs. 1 Satz 2 
die Wörter „zu beachten“ zu streichen. 

Begründung 

Klarstellung, dass die Anleitungen zur Verwendung 
nicht nur zu beachten, sondern anzuwenden sind. Hier- 
durch wird auch Übereinstimmung mit Artikel 1 Nr. 9 
Buchstabe c (§ 41 Abs. 1 Nr. 12a SprengG) erzielt, dass 
die Nichtanwendung der o. g. Vorschriften eine Ord- 
nungswidrigkeit ist. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 32 Abs. 5 Satz 1 SprengG) 

In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 32 Abs. 5 Satz 1 die Wörter 
„her oder verwendet er diese, ohne dass die Herstellung 
unter Anwendung eines auf Grund dieses Gesetzes vor- 
geschriebenen Qualitätssicherungsverfahrens erfolgt ist“ 
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durch die Wörter „ohne Anwendung eines auf Grund 
dieses Gesetzes vorgeschriebenen Qualitätssicherungs- 
verfahrens her oder verwendet jemand solche“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Klarstellung 

Das Herstellen pyrotechnischer Gegenstände ohne An- 
wendung des Qualitätssicherungsverfahrens und das 
Verwenden solcher Gegenstände sollen erfasst werden. 

6. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 3a der 1. Spreng V) 

In Artikel 2 Nr. 3 ist in § 3a nach dem Wort „Explosiv- 
stoffe“ das Wort „entsprechend“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung 

Der in § 3 Abs. 1 Nr. 8 der 1. SprengV angegebene 
Bezug auf die Zulassung pyrotechnischer Sätze ist für 
Explosivstoffe entsprechend zu benutzen. 

7. Zu Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a 

(§ 6a Abs. la- neu -der 1. SprengV) 

Nr. 7 Buchstabe b 

Nr. 8 (§ 8 Satz 3 der 1. SprengV) 

Nr. 9 Buchstabe a 

(§ 13 Abs. 1 Satz 1 der 1. SprengV) 

Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

(§ 14 Abs. 1 Satz 1 der 1. SprengV) 

Nr. 15 Buchstabe a 

(§ 46 Nr. la der 1. SprengV) 

In Artikel 2 ist Nummer 7 Buchstabe a wie folgt zu 
ändern: 

a) Die Wörter „In Abs. 1 werden folgende Sätze 4 bis 6 
angefügt“ sind durch die Wörter „Folgender Absatz 
la wird eingefügt“ zu ersetzen. 

b) Nach dem Wort „Identifikationsnummer.“ ist folgen- 
der Satz 4 „Die Bundesanstalt kann zur Abwendung 
von Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter 
Beschäftigter oder Dritter die vom Hersteller fest- 
gelegten Anleitungen zur Verwendung von Explosiv- 
stoffen einschränken oder ergänzen; eine nachträg- 
liche Einschränkung oder Ergänzung ist zulässig.“ 
anzufügen. 

Folgeänderung 

a) In Artikel 2 Nr. 7 ist Buchstabe b zu streichen. 

b) ln Artikel 2 Nr. 8 ist die Angabe „§ 6a Abs. 1 Satz 6“ 
durch die Angabe „§ 6a Abs. la Satz 3“ zu ersetzen. 

c) ln Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe a ist die Angabe „§ 6a 
Abs. 1 Satz 4“ durch die Angabe „§ 6a Abs. la 
Satz 1“ zu ersetzen. 

d) ln Artikel 2 Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
ist die Angabe „§ 6a Abs. 1 Satz 5“ durch die An- 
gabe „§ 6a Abs. la Satz 2“ zu ersetzen. 


e) ln Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe a ist die Angabe „§ 6a 
Abs. 1 Satz 4“ durch die Angabe „§ 6a Abs. la 
Satz 1“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung 

Der bisherige § 6a Abs. 1 der 1 . SprengV bestimmt, wie 
die Konformität bei Explosivstoffen nachzuweisen ist 
(Anforderungen an die Zusammensetzung und Beschaf- 
fenheit von Explosivstoffen, Konformitätsnachweisver- 
fahren). 

Die in der Bundesratsdrucksache geforderte Anzeige vor 
der erstmaligen Verwendung im Geltungsbereich des 
Gesetzes, der eine Anleitung zur Verwendung beizufü- 
gen ist, und die Vergabe einer Identifikationsnummer 
sind nicht Bestandteil des Konformitätsnachweises. In 
der RL 93/15/EWG Artikel 4 Abs. 1 wird davon ausge- 
gangen, dass die Explosivstoffe die Anforderungen an 
die Betriebssicherheit (hier: Anleitung zur Verwendung) 
erfüllen, wenn sie den einschlägigen einzelstaatlichen 
Normen zur Umsetzung hannonisierter Normen entspre- 
chen. 

Aus diesem Grund sollten die entsprechenden Regelun- 
gen gemeinsam mit der Befugnis, die Anleitungen abzu- 
ändern, in Absatz 1 a aufgenommen werden. 

8. Zu Artikel 2 Nr. 11 Buchstabe b (§ 20 Abs. 4 der 

1 . SprengV) und 

Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aaj- neu- (§ 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 
der 1 . SprengV) 

Nr. 15 Buchstabe c (§ 46 Nr. 6b der 
1. SprengV) 

Nr. 16 Buchstabe c - neu - (Anlage 3 

Nr. 76 zur 
1. SprengV) 

In Artikel 2 Nr. 11 Buchstabe b ist § 20 Abs. 4 Satz 2 zu 
streichen. 

Folgeänderung 

a) In Artikel 2 Nr. 10 Buchstabe a ist nach Doppelbuch- 
stabe aa folgender Doppelbuchstabe aa, einzufügen: 

,aaj In Satz 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „Zulas- 
sungszeichen;“ die Wörter „bei Durchführung 
eines Qualitätssicherungsverfahrens: die Prüf- 
stelle, die Losnummer und - im Falle von Bom- 
ben - die Steighöhe;“ angefügt. 1 

b) In Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe c sind die Wörter „6b. 
entgegen § 20 Abs. 4 Satz 2 ein Los nicht, nicht rich- 
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig kenn- 
zeichnet,“ zu streichen. 

(Durch Folgeänderung in Buchstabe a ist die Ord- 
nungswidrigkeit über § 46 Nr. 3 der 1 . SprengV be- 
reits erfasst.) 

c) In Artikel 2 Nr. 16 ist folgender Buchstabe c anzu- 
fügen: 

,,c) In Nr. 76 Satz 1 wird der zweite Halbsatz gestri- 
chen.“ 
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Begründung 

Das Kennzeichnung ist im Abschnitt IV (§§ 14 bis 19) 
und der Anlage 3 der 1 . SprengV geregelt. Aus diesem 
Grund sollte ein neues Detail zur Kennzeichnung von 
pyrotechnischen Gegenständen der Klasse IV nicht in 
§ 20 (Abschnitt V - Vertrieb, Überlassen und Verwen- 
den pyrotechnischer Gegenstände) geregelt werden. 

Auch die CE-Kennzeichnung von Explosivstoffen ist 
im § 14 der 1. SprengV geregelt. 

9. Zu Artikel 2 Nr. 14a - neu - (§ 31 Abs. 1 der 

1. SprengV) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 14 folgende 
Nummer 14a einzufugen: 

,14a. In § 31 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „die 
Ausführung von Sprengarbeiten,“ gestrichen. 1 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

§ 3 1 bezieht sich auf die Prüfung nach § 9 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes. Entsprechend § 9 Abs. 1 
Satz 2 SprengG gilt Satz 1 Nr. 2 nicht für den Nach- 
weis der Fachkunde zur Ausführung von Sprengarbei- 
ten. 

10. Zu Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe b (§ 46 Nr. 3a der 

1. SprengV) 

In Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe b ist in § 46 Nr. 3a die 
Angabe „§ 14 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 1 
Satz 1“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung 

11. Zu Artikel 2 Nr. 16 Buchstabe a (Anlage 3 der 

1. SprengV) 

In Artikel 2 Nr. 16 Buchstabe a ist nach der Angabe 
„50“ die Angabe „, 55“ einzufügen. 

Begründung 

Folgeänderung aus Artikel 2 Nr. 10 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe bb. 

12. Zu Artikel 2 Nr. 16 Buchstabe c - neu - (Anlage 3 

Nr. 4 der 
1. SprengV) 

ln Artikel 2 Nr. 16 ist nach Buchstabe b folgender 
Buchstabe c einzufügen: 

,c) In Nummer 4 Satz 4 werden die Wörter „dem Iden- 
tifikationszeichen und“ gestrichen. 1 

Begründung 

Folgeänderung zu Artikel 2 Nr. 10 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe bb. (In § 14 Abs. 1 Satz 2 wird 
Nummer 4b gestrichen.) 

13. Zu Artikel 2 Nr. 18 (Anlage 11 der 1. SprengV) 

In Artikel 2 Nr. 18 sind der Anlage 11 in Nummer 3 
folgende Angaben anzufügen: 


„Hauptfehler: AQL = 6,5 (z. B. Nichterlöschen von 
Effekten vor dem Auftreffen auf dem 
Boden) 

Nebenfehler: AQL = 15 (z. B. nicht angezündete ein- 
zelne Sterne).“ 

Begründung 

Notwendige weitere Konkretisierung der Prüfkriterien 
durch Angabe wesentlicher und unwesentlicher Fehler. 

14. Zu Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 
Abs. 2 (Anhang zu § 2 der 2. SprengV, Nr. 4.2) 

ln Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 
Abs. 2 ist nach der Angabe „Nummer 4.1 Abs. 1 
Satz 2“ die Angabe „zweiter Halbsatz“ einzufügen. 

Begründung 

Nummer 4.1 Abs. 1 Satz 2 enthält zwei Regelungen. 
Nur die Regelung des zweiten Halbsatzes soll bei 
entsprechenden Voraussetzungen keine Anwendung 
finden. 

15. Zu Artikel 3a - neu - (Änderung der SprengKostV) 
Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3a einzufügen: 

, Artikel 3 a 

Änderung der Kostenverordnung zum 
Sprengstoffgesetz 

Die Kostenverordnung zum Sprengstoffgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 
(BGBl. 1 S. 216), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 12. Januar 2000 (BGBl. I S. 49), wird 
wie folgt geändert: 

ln der Anlage - Gebührenverzeichnis — zur Kostenver- 
ordnung wird Abschnitt 1: Rahmengebühren wie folgt 
geändert: 

a) In Nummer 13 werden die Wörter „das Identifika- 
tionszeichen (§ 5a Abs. 1 SprengG) 11 durch die 
Wörter „die Identifikationsnummer (§ 6a Abs. la 
Satz 3)“ ersetzt. 

b) In Nummer 16 werden die Wörter „das Identifika- 
tionszeichen“ durch die Wörter „die Identifika- 
tionsnummer“ ersetzt. 

c) ln Nummer 19 werden die Wörter „eines Identi- 
fikationszeichens“ durch die Wörter „einer Identi- 
fikationsnummer“ ersetzt. 1 

Begründung 

Folgeänderungen, die sich aus Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b (§ 5a Abs. 1 SprengG) und Artikel 2 Nr. 7 
Buchstabe a (§ 6a Abs. la Satz 3 der 1. SprengV) er- 
geben. 

16. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Das Sprengstoffgesetz besteht in seiner jetzigen Struk- 
tur bereits seit 1976. In seiner Folge wurden fünf Ver- 
ordnungen im Zeitraum von 1977 bis 1984 erlassen. 
Nach mehrfachen Änderungen wurde das SprengG im 
Jahr 1986 in wesentlichen Punkten überarbeitet und 
neu bekannt gemacht. Das SprengG 1986 ist bis 1997 
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erneut sechsmal durch andere Gesetze und eine 
Recht sveränderung punktuell geändert worden. 

Mit der Änderung 1998 wurden das SprengG sowie die 

1. Spreng V zur Umsetzung der RL 93/15 EWG und die 

2. Spreng V geändert, die 5. Spreng V wurde aufgeho- 
ben. 

Der Bundesrat nimmt den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Sprengstoffgesetzes und anderer Vorschriften 
(2. SprengÄndG) zum Anlass festzustellen, dass: 

— das Sprengstoffrecht in seiner jetzigen Form nicht 
mehr zeitgemäß, für den Anwender unfreundlich 
und schwer überschaubar ist (z. B. Anwendungsbe- 
reich und entsprechende Ausnahmen), 

— die Rechtsstruktur die Umsetzung von EU-Recht 
nur mit erheblichem Aufwand und zu Lasten der 
Rechtsklarheit zulässt, 

— die Entwicklungen im Arbeitsschutzrecht (z. B. Ar- 
beitsschutzgesetz 1996) bisher unzureichend be- 
rücksichtigt sind. 

Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, das 
Sprengstoffrecht unter Beachtung folgender Grund- 
sätze alsbald neu zu ordnen: 

— Die notwendigen Rechtsvorschriften müssen klar 
und eindeutig sein. Beseitigung der Mängel des 
derzeitigen Rechtszustandes (Anwendungsbereich, 
Definition, Plausibilität). 

— Schaffung einer Struktur, die weitere Änderungen, 
insbesondere zur Umsetzung EU-rechtlicher Be- 
stimmungen und arbeitsschutzrechtlicher Regelun- 
gen, ohne Transparenzverlust und mit möglichst 
geringem Aufwand für Legislative und Exekutive 
gestattet (z. B. Technisches Regelwerk). 

— Erhaltung des Grundgedankens Sicherheit und 
Schutz Beschäftigter und Dritter unter Beibehal- 
tung des derzeitigen Sicherheits- und Schutz- 
niveaus. 

— Die Neuordnung des Sprengstoffrechts soll die 
Erkenntnisse der niederländischen Untersuchungs- 


kommission (sog. Oosting-Kommission) über die 
Ereignisse des Unglücks von Enschede hinsichtlich 
der Sicherheit von Produktion, Transport, Lagerung 
und Einfuhr von explosionsgefährlichen Stoffen be- 
rücksichtigen. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung ihn über die 
Absichten der Neuordnung zu unterrichten. 

Der Bundesrat sichert der Bundesregierung die Unter- 
stützung der Länder zu. 

17. Zur Zulassung pyrotechnischer Gegenstände der 
Klasse IV 

Der Bundesrat bedauert, dass die Bundesregierung der 
Forderung der Länder auch für pyrotechnische Gegen- 
stände der Klasse IV (Großfeuerwerk) die Zulassung 
aufgrund von Unfällen bzw. des Explosionsunglücks in 
Enschede vorzuschreiben, nicht gefolgt ist und ihrer- 
seits ein Qualitätssicherungsverfahren für pyrotechni- 
sche Gegenstände der Klasse IV einführt. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die sicherheits- 
technische Unbedenklichkeit pyrotechnischer Sätze 
und Gegenstände mit einem Qualitätssicherungsver- 
fahren allein nicht sichergestellt werden kann, sondern 
dass eine Zulassung (konkrete Vorgaben an die Be- 
schaffenheit der verwendeten Stoffe, Prüfung der Kon- 
struktion und der Erprobung von Mustern) erforderlich 
ist. 

Der Bundesrat nimmt unter Berücksichtigung auf eine 
erneute Notifikationspflicht des Gesetzes bei der EU 
gemäß der RL 98/34/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Juni 1998 und wegen eines in 
diesem Zusammenhang nicht auszuschließenden 
Klageverfahrens durch die EU-Kommission gegen 
Deutschland Abstand von der Forderung nach einer so- 
fortigen Einführung der Zulassungspflicht für pyro- 
technische Gegenstände der Klasse IV. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, ihm über 
die Erfahrungen mit dem Qualitätssicherungssystem 
nach 1 8 Monaten der Anwendung zum 3 1 . März 2005 
zu berichten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 - neu - (§ 1 Abs. 4 Nr. 3 SprengG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, empfiehlt 
jedoch, die Vorschrift wie folgt zu fassen: 

„In § 1 Abs. 4 Nr. 3 wird nach der Angabe „bis 22,“ die An- 
gabe „§ 24 Abs. 1 hinsichtlich der Anleitung zur Verwen- 
dung, soweit bergrechtliche Vorschriften nicht entgegenste- 
hen,“ eingefügt.“ 

Begründung 

Bundes- und landesrechtliche Vorschriften im Bereich des 
Bergrechts müssen erfasst werden. 

Zu Nummer 2 - neu - (§ 1 Abs. 5 SprengG) 

Die Bundesregierung hält die Änderung zwar für sinnvoll, 
gibt jedoch zu bedenken, dass Rechtsänderungen, die aus- 
schließlich aus Gründen der Transparenz gefordert werden, 
der von den Ländern und der Bundesregierung gleicherma- 
ßen angestrebten umfassenden Novellierung des Spreng- 
stoffrechts Vorbehalten werden sollten. 

Zu Nummer 3 und 4 (§ 24 Abs. 1 SprengG und Folgeän- 

derung) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 5 (§ 32 Abs. 5 Satz 1 SprengG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 6 (§ 3a der 1. Spreng V) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 7 (§ 6a Abs. 1 der 1. SprengV und Folgeän- 
derungen) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 8 (§ 20 Abs. 4 der 1. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu und emp- 
fiehlt, als weitere Folgeänderung in Artikel 2 Nr. 15 Buch- 
stabe c vorzusehen, dass nach der Angabe „6a entgegen 
§ 20 Abs. 4“ die Angabe „Satz 1“ gestrichen wird. 

Zu Nummer 9 (§31 Abs. 1 der 1. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 10 (§ 46 Nr. 3a der 1. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 11 und 12 (Anlage 3 der 1. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu, empfiehlt 
jedoch, entsprechend dem im Ausschuss für Arbeit und So- 
zialpolitik des Bundesrates zu Protokoll gegebenen Hinweis 
Artikel 2 Nr. 16 wie folgt zu fassen: 

,,a) In den Absätzen 3, 9, 19, 23, 27, 29, 30, 32, 35, 39, 44, 
50, 55 und 58 wird jeweils in Nummer 1 die Angabe 
„und 4b“ gestrichen. 

b) ln den Absätzen 4, 10, 20, 25, 28, 34, 37, 42, 56 und 59 
wird jeweils in Nummer 1 sowie in den Absätzen 45 
und 51 in Nummer 5 das Wort „bis“ durch das Wort 
„und“ ersetzt. 

c) ln Absatz 4 Satz 4 werden die Wörter „dem Identifika- 
tionszeichen und“ gestrichen.“ 

Zu Nummer 13 (Anlage 11 der 1. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 14 (Nummer 4.2 des Anhangs zu § 2 der 
2. SprengV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 15 (Abschnitt I des Gebührenverzeichnisses 
zur SprengKostV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Sie emp- 
fiehlt jedoch, Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

,,a) In Nummer 13 werden die Wörter „das Identifikations- 
zeichen (§ 5a Abs. 1 SprengG)“ durch die Wörter 
„die Identifikationsnummer (§ 6a Abs. la Satz 3 
1 . SprengV)“ ersetzt“. 

Begründung 

Die Regelung zur Identifikationsnummer findet sich in § 6a 
der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz ( 1 . SprengV). 

Zu Nummer 16 (zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Entschließung zur Neuregelung des Sprengstoffgeset- 
zes wird von der Bundesregierung als Unterstützung ihrer 
Bemühungen angesehen, Gesetze und Verordnungen trans- 
parenter zu gestalten, die Regelungsdichte zu vermindern 
und durch flexiblere Regelungen auf rechtliche und techni- 
sche Entwicklungen national und international besser rea- 
gieren zu können. Dies gilt auch im Hinblick auf eine 
Rechtsharmonisierung in Europa und Aktivitäten auf EU- 
und UN-Ebene zur Kriminalitätsbekämpfung. 

Die Bundesregierung begrüßt dabei die Bereitschaft der 
Länder, ein entsprechendes Gesetzgebungsvorhaben nach 
Kräften zu unterstützen. 
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Zu Nummer 17 (Zur Zulassung pyrotechnischer Gegen- 
stände der Klasse IV) 

Die Entschließung zu einem Bericht über die Erfahrungen 
mit der neu einzufuhrenden Qualitätssicherung für Groß- 
feuerwerk stützt das Anliegen der Bundesregierung, dem 
Schutz von Verbrauchern und Arbeitnehmern einen hohen 
Stellenwert einzuräumen und mögliche Defizite alsbald zu 
beseitigen. Die Bundesregierung wird daher dem Anliegen 
des Bundesrates entsprechen. 

Die Bundesregierung bittet den Deutschen Bundestag, bei 
der weiteren Beratung des Gesetzentwurfs die in den Aus- 
schussberatungen des Bundesrates zu Protokoll gegebenen 
nachfolgenden redaktionellen Änderungen sowie eine sich 
aus den Änderungen zu Artikel 3 ergebende Folgeänderung 
zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 1 Einleitung 

ln der Einleitung werden die Wörter „zuletzt geändert 
durch Artikel 138 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 
(BGBl. I S. 2785)“ durch die Wörter „zuletzt geändert 
durch Artikel 24 des Gesetzes vom 3. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3306)“ ersetzt. 

Begründung 

Die letzte Änderung des Sprengstoffgesetzes erfolgte durch 
das Sechste Euro-Anpassungsgesetz. 

Zu Artikel 2 Nr. 13a - neu - (§ 25 Abs. 1 1 . SprengV) 

Nach Artikel 2 Nr. 13 wird folgende Nummer 13a ein- 
gefügt: 

„13a. In § 25 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Nr. 1 und 2“ 
gestrichen.“ 

Begründung 

Die in Bezug genommene Regelung des § 27 Abs. 1 
SprengG hat durch die mit Gesetz vom 23. Juni 1998 er- 
folgte Änderung nur noch zwei Nummern. 


Zu Artikel 3 Nr. la - neu -(§7 2. SprengV) 

Nach Nummer 1 wird folgende neue Nummer la eingefügt: 
„la. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 16 des 
Sprengstoffgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig entgegen § 5 Abs. 5 das Zulassungszeichen nicht 
oder nicht in der vorgeschriebenen Weise anbringt.“ 

Begründung 

Die Änderung berücksichtigt, dass die bisherige Nummer 2 
des § 7 der 2. SprengV nach der Neufassung der Nummer 
4.1 Abs. 1 des Anhangs zu § 2 keinen Bestand mehr ha- 
ben kann. Nummer 4. 1 Abs. 1 des Anhangs zu § 2 enthält 
im Gegensatz zum geltenden Recht kein Verbot mehr', be- 
stimmte Aufbewahrungsmengen zu überschreiten; die 
Norm umschreibt jetzt vielmehr nur noch Erlaubnisse, die 
mangels eines konkreten Handlungsgebots oder -Verbots 
nicht mehr als Anknüpfungspunkte für eine Bußgeldbe- 
wehrung dienen können. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe b Abs. 1 (Nummer 4. 1 

Abs. 1 des An- 
hangs zu § 2 
2. SprengV) 

ln Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe b Abs. 1 werden nach den 
Wörtern „(kleine Mengen)“ die Wörter „unter Berücksichti- 
gung der folgenden Anforderungen“ gestrichen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine nicht beabsichtigte Doppelung. 
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